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Mit Gasmasken gegen Benzoldämpfe
■ Wir dürfen unsere Gesundheit nicht dem Autowahnsinn opfern

Vermummte Gestalten machen
die PassantInnen in der Bar-
mer Innenstadt darauf auf-
merksam, dass sie, na ch Mes-
sungen der Verwa ltung, gera-
de 7,9 µg/mÅ krebserzeugen-
des Benzol einatmen.

Sowohl am Barmer Steinweg als auch
an der Elberfelder Gathe werden Wer-
te gemessen, die in Spitzenzeiten drei-
mal so hoch sind wie die von der EU
empfohlenen 5 µg/mÅ.
Die Messungen erfolgten hierbei nicht
etwa, wie anzunehmen wäre, auf Höhe
von Kindernasen (1m), sondern im aus-
pufffreien Raum 5 Meter über der Stra-
ße. Die tatsächlich eingeatmete Kon-
zentration liegt also vermutlich weitaus
höher.
MAMBA fordert, schnellstmöglich ver-
kehrslenkende Maßnahmen zu treffen
sowie weitere umfangreiche Messun-
gen durchzuführen.
Denn wer möchte unseren Kindern zu-
muten, demnächst mit Gasmasken
durch die Innenstadt zu bummeln? Den
Führerschein hätten sie dann vielleicht
in der Tasche, ein Leben an der frischen
Luft gehörte aber der Vergangenheit an.

Seit einem halben Jahr ist die
bürgerl iche Mehrheit nun in
der Stadt an der Macht. Vor al-
lem mit einer Wende in der
Verkehrspoli tik hat die CDU/
F.D.P. Stimmen gefangen. Von
durchdachter Poli tik kann aller-
ding s bisher keine Rede sein.
Unsinnige Einzelmaßnahmen
prägen bisher da s Bild.

mit den Wuppertaler Stadtwerken noch
mit den BürgerInnen diskutiert wurde,
ist die Linksabbiegespur vom Wall in die
Neumarktstraße. Frei nach dem Motto:
erst einmal Geld (ca. DM 150.000.–)
ausgeben, dann überlegen, wol len
CDU/F.D.P. Fakten schaffen. Die gute
Idee, ein verbessertes Bus- und Bahn-
angebot zu schaffen, wird so unmög-

Verkehrswende schon am Ende?
■ CDU steuert mit der F.D.P. gemeinsam vor die Wand

lich gemacht, denn hierzu wäre es nö-
tig, zuerst zu ermitteln, welche Buslini-
en ausgebaut werden müssen, wo Be-
darf für neue Angebote besteht und
nicht zuletzt muss die Finanzierung si-
chergestellt werden. Demnächst wer-
den wohl die Parkgebühren gesenkt, um
noch mehr Autos in die Stadt zu holen.
Mehrere Millionen Mark werden dann

in der Stadtkasse fehlen. Geld, das für
sinnvolle Projekte dringend benötigt
wird. Sichere Radwege unter anderem
für Schulwege und neue Überquerungs-
hilfen für FußgängerInnen an gefährli-
chen Straßen – daraus wird erst mal
nichts. Wo bleibt das Verkehrskonzept,
um Wuppertal attraktiver zu machen, wo
sind zukunftsfähige Ideen, die nicht nur
kurzfristig einigen AutofahrerInnen ge-
fallen?
Die Ratsfraktion von Bündnis 90/DIE
GRÜNEN wird trotz der neuen Mehr-
heit weiterhin eine sozial und ökologisch
orientierte Verkehrspolitik vertreten. Si-
cherhei t, Umweltfreundlichkeit, eine
Stadt der kurzen Wege – das ist unser
Leitbild für Wuppertal. Mobilität muss für
alle möglich sein, nicht nur für Autofah-
rerInnen. Eine Stadt, in der sich die
Menschen wohlfühlen, zeichnet sich
nicht dadurch aus, dass Autos schnell
durchfahren können. Wir möchten, dass
die Menschen in gesunder Umwelt in
der Stadt leben können, auf Plätzen in
der Stadt verweilen und Kinder und Ju-
gendliche Raum haben sich zu entfal-
ten. Eine lebendige und liebenswerte
Stadt wird von den Menschen geprägt,
nicht von den Autos!

Nach schwachem Start mit dem Ampel-
versuch am Kasinokreisel, der bei den
BürgerInnen nicht auf große Zustim-
mung stieß (die Pläne werden jetzt wohl
in den Schubladen verschwinden), ging
es gnadenlos weiter mit rein autofreund-
licher Politik. „Starenkästen“, die die Si-
cherheit vor allem von FußgängerInnen,
RadfahrerInnen aber auch AutofahrerIn-
nen verbessern sollen, wollten CDU und
F.D.P. abbauen lassen. Zum Glück für
alle Beteiligten haben Experten der
Unfallkommission diesem Unsinn einen
Riegel vorgeschoben. Auch in der öf-
fentlichen Diskussion fand sich wenig
Zustimmung für Raserei auf Wuppertals
Straßen. Der neueste Coup, der weder

Guten Tag !

Die Osterferien rücken näher, al-
les blüht und gedeiht. Die Politik
macht sich zum großen Finale
vor den Ferien bereit.
In der nächsten Ratssitzung wer-
den die Fraktionen ihre Reden
zum städtischen Haushalt 2000/
2001 halten.
Die GRÜNE Fraktion hält, was
sie im Wahlkampf versprochen
hat:
Mit uns wird es keine Kürzungen
im Sozialbereich geben, wir un-
terstüzen keine unsinnigen Ver-
kehrsmaßnahmen und wenden
uns gegen den Ausverkauf von
ökologisch wertvollen Freiflächen
für Gewerbegebiete.
Wenn Sie diese Zeitungsausga-
be in den Händen halten, können
Sie sich also schon gemütlich zu-
rücklehnen, den Frühling genie-
ßen und sich auf die Ferien freu-
en.
Danach können Sie am 14. Mai,
dem Tag der Landtagswahl, mit
dazu beitragen, die  GRÜNEN
auf Landesebene gestärkt in den
Landtag zu schicken:
WÄHLEN SIE GRÜN!

Vorfahrt für den ÖPNV
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In der Ratssitzung am 16. Fe-
bruar hat die hauchdünne bür-
gerliche Mehrheit ihre Ankün-
dig ungen wahrgemacht und
die Zerschlagung  des Schil ler-
theaters beschlossen.

Die beiden Intendanten Baum und Frey-
tag, die maßgeblich an der Fusion mit-
gestrickt haben, wollten keine Abstriche
am künstlerischen Angebot zulassen
und die Fülle des Repertoires sichern.
Bedingt durch die unterschiedlichen
Strukturen beider Häuser erwies sich
die Verschmelzung als schwieriger Pro-
zess, der aber aufgrund sorgfältiger
Vorbereitung trotz Reibungsverlusten
und größerer Organisationsprobleme
gut gelang. Das Hauptziel wurde er-
reicht, der städtische Zuschuss konnte
um insgesamt elf Millionen DM gesenkt
werden und die gesetzliche Tariferhö-
hung in Millionenhöhe bis dato aufge-
fangen werden. Allerdings gingen im
Gegensatz zum Schauspiel die seit den
achtziger Jahren rückläufigen Besu-
cherzahlen in der Oper weiter drastisch
zurück. Künstlerische Misserfolge ka-

men hinzu. Aber anstatt genau hier an-
zusetzen, denn durch den angekündig-
ten Weggang von Baum gab es gute
Möglichkeiten mit verbessertem Kon-
zept in der Oper weiterzuarbeiten, hat
die bürgerliche Mehrheit gleich das Kind
mit dem Bade ausgeschüttet. Bei allem
Verständnis für den Wunsch, in Wup-
pertal künftig wieder eine eigene Opern-
tradition zu pflegen, die allerdings nicht
erst seit der Fusion krankt, halten wir
es für unverantwortlich, einen solchen
Beschluss ohne Konzept zu fassen.
Denn soweit geht die Opernliebe von
CDU und F.D.P. dann doch nicht, dass
sie bereit wären, aus ihrem Beschluss
auch die kulturpolitischen Konsequen-
zen zu ziehen. So wird an eine neue
Intendanz die Forderung gestellt, in dem
vorgegebenen Finanzrahmen nicht nur
den Qualitätsstandard zu halten, son-

Schluss mit dem (Schiller)Theater?!
■ Nach 4 Jahren wurde die Theater-Ehe geschieden

dern auch die Oper wieder nach vorne
zu bringen. Dies für ein Haus mit A-Or-
chester zu bewerkstelligen, verlangt
schon nahezu nach Zauberei. Dies aber
auch noch mit der bisher praktizierten
Personalpolitik, keine betriebsbedingten
Kündigungen auszusprechen, unter ei-
nen Hut zu bringen, erscheint uns als
ein Ding der Unmöglichkeit. Wir bleiben
bei unserer vor der Wahl gemachten
Aussage: Wir wollen das Drei-Sparten-
Theater in Wuppertal erhalten. Um dies
qualitativ auf angemessenem Niveau zu
erreichen und keine Arbeitsplätze zu
gefährden, bleibt unserer Meinung nach
jetzt nur noch eine Möglichkeit: die ein-
gesparten sechs Millionen DM müssen
im Haushalt wieder eingestellt werden.
Dies darf aber keinesfalls zu Kürzun-
gen bei anderen Kultureinr ichtungen
führen.

Der Name Schillertheater wurde übri-
gens als Referenz an das damals gera-
de abgewickelte Berliner Schillerthea-
ter gewählt, offensichtlich ein schlech-
tes Omen für die Fusion. Sicher, diese
Fusion war keine Liebesheirat, sondern
eine Vernunftehe. Sie war eine Reakti-
on auf die einschneidenden Subventi-
onskürzungen, die beiden Häusern auf-
erlegt worden waren. So mussten in
Gelsenkirchen fünf und in Wuppertal
sechs Millionen DM eingespart werden.

Neuer Radweg
in Barmen
Nach jahrelangem hin und her ist end-
lich ein wichtiger Radweg einstimmig
beschlossen worden. Zwischen der
Gesamtschule in Barmen geht es ent-
lang der Wupper auf einem neu anzu-
legenden Geh- und Radweg, dann über
die Straße Am Brögel, um die Lücke
zum bestehenden Radweg zu schlie-
ßen. Gerade für die SchülerInnen der
Gesamtschule wird so eine sichere Ver-
bindung geschaffen. Der neue Weg an
der Wupper wird FußgängerInnen und
RadfahrerInnen gleichermaßen begei-
stern, das Konzept „Lebensader Wup-
per“ wird mit Leben erfüllt.
Die Kreuzung an der Loher Straße wird
mit einer neuen Ampel versehen, um
allen Beteiligten eine sichere Überque-
rung dieses gefährlichen Kreuzungs-
punktes zu erleichtern. Somit wird ein
GRÜNER Antrag Realität, der seit Jah-
ren vertagt, geschoben und zurückge-
stellt wurde. Nach Bezirksvertretung
und Verkehrsausschuss kann jetzt der
Rat am 10.04. den Startschuss geben,
damit schnell gehandelt werden kann.

Wo bleiben die
Spielstationen für
Kinder, fragte...
die bündnisGRÜNE Fraktion in der Sit-
zung des Jugendhilfeausschusses am
7.3.2000. Bereits vor zwei Jahren mach-
te die  Fraktion mit Bürgermeisterin
Wohlert und Kindern der Stadt einen
Rundgang durch die Innenstädte von
Barmen und Elberfeld und musste fest-
stellten, dass kaum Spielmöglichkeiten
vorhanden waren.
Die Kinder entwickelten eine ganze
Reihe von hervorragenden und umsetz-
baren Ideen und die Verwaltung wurde
auf  Initiative der GRÜNEN Fraktion be-
auftragt, Vorschläge für solche Spiel-
punkte in den Innenstädten vorzustel-
len.
Bis heute ist nichts geschehen. Die
GRÜNE Fraktion findet dies völlig un-
verständlich: „Gerade die phantasievol-
len Spielmodelle würden die Innenstäd-
te wieder attraktiv für Kinder und ihre
Eltern machen! Hier muss jetzt endlich
etwas geschehen“, fordert das GRÜNE
Mitglied im Jugendhilfeausschuss, Pe-
tra Bill, und fügt hinzu: „durchaus denk-
bar wäre es, auch den Einzelhandel ein-
zubinden, denn so könnten die Innen-
städte aufgewertet und Kunden zurück-
gewonnen werden“. Die Familien kom-
men gerne einkaufen, wenn sie dies
ohne Stress können, weil auch ihre Kin-
der ihren Spaß haben.

Impressum Rahmenplan Tesche vorgestellt
■ Erhalt und Erweiterung des Naherholungsgebietes

In der Sitzung der Bezirksver-
tretung (BV) Vohwinkel am
08.03.2000 wurde von der
Verwaltung  das auf unseren
Antrag  in Auftrag gegebene
Stadtentwicklung skonzept für
den Bereich Nathrath/Tesche/
Tescher Busch vorgestellt. In
weiten Tei len kommt der Rah-
menplan unseren Vorstellun-
gen entgegen.

der Meinung, dass die geplante Anzahl
der zu errichtenden Häuser noch ein-
mal überprüft und reduziert werden
muss.
Dagegen halten wir die Ausweisung ei-
ner neuen Gewerbefläche an der Bahn-
straße im Bereich Nösenberg für unsin-
nig. Wir sind der Meinung, dass es so
lange es in Vohwinkel brach liegende
Gewerbeflächen gibt (z. B. die großen
Flächen an der Bahn, ehemaliger Ver-
schiebebahnhof), nicht notwendig ist,
Flächen auf der grünen Wiese auszu-
weisen. Außerdem würde ein Gewerbe-
gebiet an dieser Stelle den regionalen
Grünzug unterbrechen und das wichti-
ge Naherholungsgebiet Tescher Busch
durch zusätzlichen Verkehr erheblich
belasten.
Die geplante „Nordtangente Vohwinkel“
- eine neue Straße, die zwischen dem
Bereich Tesche / Bahnstraße und den
weiter östlich gelegenen Gewerbege-

bieten Industriestraße, Benrather Stra-
ße und Düsseldorfer Straße geschaffen
werden soll - lehnen wir ab. Hier gilt der
alte Grundsatz: Neue Straßen schaffen
zusätzlichen Verkehr. Und gerade den
kann Vohwinkel am wenigsten gebrau-
chen!
Wir können nicht verstehen, dass die
CDU den vorgelegten Rahmenplan Te-
sche nicht beraten wollte und die Druck-
sache auf die Aprilsitzung der BV ver-
tagt hat. Zumal die anwesenden Bür-
gerinnen und Bürger den Wunsch äu-
ßerten, vor Beschlussfassung mit dis-
kutieren zu dürfen. Der Bezirksvorste-
her (CDU) verwies auf die Gemeinde-
ordnung, die eine solche Diskussion
nicht zulasse, was natürlich völliger
Unsinn ist!
Unser Mitglied der BV Vohwinkel, Ursel
Simon, forderte CDU, SPD und F.D.P.
auf, den Bürgerinnen und Bürgern die
Mögl ichkeit zu geben, vor der  Be-

schlussfassung am 12.04.2000 die Dis-
kussion mit den Politikerinnen und Poli-
tikern führen zu können. Eine solch
wichtige Entscheidung, die die Stadtteil-
entwicklung Vohwinkels nachhaltig
prägt, kann nach unserer Meinung nicht
ohne Bürgerbeteiligung beschlossen
werden.
Wir sind gespannt, ob die neue bürger-
liche Mehrheit  und auch die SPD zu
dem steht, was sie vor der Wahl ver-
sprochen haben, nämlich bei allen wich-
tigen Entscheidungen die Bürgerinnen
und Bürger mit einzubeziehen.
Wir werden uns jedenfalls dafür stark
machen, mit den Bürgerinnen und Bür-
gern des Bereiches Nathrath/Tesche/
Tescher Busch zusammen eine sinnvol-
le, die dortige Lebensqualität erhalten-
de Planung auf den Weg zu bringen, die
nicht durch sinnlose Flächenausweisun-
gen z.B. für neue Gewerbegebiete zer-
stört wird.

So finden wir es gut, dass der Ausbau
und die Ergänzung des bestehenden
Fußwegenetzes weitergeführt werden
soll. Positiv zu erwähnen ist, dass die
ursprünglich geplante Bebauung von
ca. 500 Einfamilienhäusern auf ca. 250
reduziert wurde. Eine Wohnbebauung
an den drei vorgeschlagenen Standor-
ten können wir uns vorstellen, sind aber

Noch immer fehlen in Wupper-
tal mindestens 600 Plätze in
Kindertageseinrichtungen, da-
mit der Rechtsanspruch – noch
von der CDU/F.D.P. Reg ierung
in Bonn als Gesetz verabschie-
det – hier verwirklicht ist.

keine Zahlen, die sich irgendwer aus-
denkt, sondern dem liegen Elternbefra-
gungen und die Geburtenstatistik zu-
grunde. Trotz großer Anstrengungen in
den letzten Jahren – politisch gewollt
von den GRÜNEN in Wuppertal – konn-
te der riesige Mangel an Kita-Plätzen
nicht vollständig behoben werden. Hin-
zu kommt, dass den Kommunen, die
den Rechtsanspruch nicht erfüllt haben
oder zumindest die notwendigen Inve-
stitionen für Planungen bereitstellen,
das Land keine Zuschüsse zu Hortplät-
zen für Schulkinder bezahlt. Und so
kommt heute ein neues Problem auf die
Eltern zu. Eltern, die glücklich einen

CDU streicht Investitionen für Kinder
■ In Wuppertal fehlen noch immer Kindertagesstätten-Plätze

Ganztagesplatz für ihre 3-6 jährigen
Kinder  ergatter t haben, stehen bei
Schuleintritt ihres Kindes wieder vor der
Frage: wohin mit dem Kind nach Schul-
schluss? Und der ist bekanntlich mal um
10 Uhr, mal um 12 Uhr. Ganz gewiss
erlaubt er weder eine Halbtagsbeschäf-
tigung, geschweige denn einen fulltime-
job. Etwas Abhilfe haben die vielen
Gruppen „Betreute Grundschule“ bis 13
oder 14 Uhr geschaffen, aber noch im-
mer bie tet Wupperta l n icht einmal
die  Hälfte  der  dr ingend benötigten
Hortplätze.
Mehrere Briefe verzweifelter Eltern er-
reichen die Fraktionen im Rathaus wö-

D. h. aber nicht nur, dass noch immer
Eltern auf einen geeigneten Platz für
ihre Kinder warten. Es gibt auch immer
noch Einrichtungen ohne Außengelän-
de, wo die Kinder spielen könnten. Au-
ßerdem fehlen nach wie vor 200 Plätze
in integrativen Einrichtungen. Das sind

chentlich. Aber: Die bürgerliche Mehr-
heit im Rathaus und der Kämmerer der
CDU haben die Investitionen, die Zu-
schüsse für freie Träger im Haushalt auf
Null gefahren. Das ist kein Zufall son-
dern Programm, denn bereits in der
Koalitionsvereinbarung von CDU und
F.D.P. findet sich kein Wort über Kinder
und Jugendliche. Die neue bürgerliche
Mehrheit hat offensichtlich nichts übrig
für die nächste Generation. Umso mehr
wird Bündnis 90 / DIE GRÜNEN darauf
dringen, dass wieder in die Zukunft in-
vestiert wird und ganz konkret in den
weiteren Ausbau von Einrichtungen für
Kinder!

Ohne Namen-2 15.04.2000, 14:27 Uhr2
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DG: Herr Dr. Hoffmann, die europäi-
sche Union hat beschlossen, dass Kon-
kurrenz auch im ÖPNV zugelassen wer-
den muss. Das heißt, dass die WSW
gezwungen sind, sich auf Billiganbieter
einzustellen. Wir möchten von Ihnen als
Leiter des ÖPNV-Managements der
WSW gerne wissen, mit welchen Aus-
wirkungen in Wuppertal zu rechnen ist.
Stellen Sie sich doch bitte einmal vor,
dass das bisher bei den Stadtwerken
zusammengeführte System der Busse
auf mehrere private Anbieter verteilt
wird, die ja auch in unternehmerischer
Konkurrenz zueinander stehen.
Dr. Hoffmann: Aus Sicht des Kunden
muss der öffentliche Nahverkehr auch
unter Wettbewerbsbedingungen weiter-
hin als einheitliches System verstanden
werden und auf lokaler bzw. regionaler
Ebene zentral gemanagt werden. Dem-
entsprechend müssen die sogenannten
„Regieaufgaben“, wie Angebotspla-
nung, Vertrieb und Marketing sowie In-
frastrukturmanagement auch weiterhin
zentral durch eine Regieorganisation
wahrgenommen werden. Aus dieser
Regieebene müssten dann wettbe-
werbsneutral Fahrleistungen geplant
und zu vorgegebenen Fahrplänen und
Qualitätsstandards ausgeschrieben
werden.

DG: Welche Vorkehrungen treffen die
WSW zur Privatisierung des ÖPNV?
Dr. Hoffmann: Die WSW bereiten sich
zur Zeit intensiv darauf vor, in kurzer Zeit
wettbewerbsfähig zu werden. Dies be-
inhaltet unter anderem Kostensenkun-
gen und eine Unternehmensorganisa-
tion, die den künftigen Anforderungen
des ÖPNV-Marktes Rechnung trägt.

DG: Welche Konsequenzen sehen
Sie auf die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter
zukommen? Schon jetzt ist klar, dass
Stellen abgebaut werden. Kann die
WSW garantieren, dass die jetzigen

Gehalts- und sozialen Standards der
Beschäftigten nicht noch weiter runter-
gefahren werden?
Dr. Hoffmann: Wir müssen letztlich zu
wettbewerbsfähigen Konditionen produ-
zieren. Produktivitätssteigerungen und
eine Klärung des Tarifproblems im öf-
fentlichen Personennahverkehr sind
unverzichtbar.

DG: Die Qualität des ÖPNV ist nach
Vorstellungen der GRÜNEN schon jetzt
nicht optimal. Wir sehen Bedarf bei der
Verbesserung der  Anbindung von
Wohngebieten, wir brauchen behinder-
tengerechte Haltestellen, einen Elektro-
bus für die Hardt, den Ausbau der Erd-
gas-Flotte usw.
Wie sehen Sie die Chancen, Qualitäts-
sicherung mindestens auf dem heutigen
Stand festzuschreiben?
Dr. Hoffmann:  Wir haben in Wuppertal
ein ÖPNV-Angebot auf einem insge-
samt sehr hohen Niveau, das bundes-
weit auch in Bezug auf die Inanspruch-
nahme beispielhaft ist. Dies schließt
natürlich Verbesserungspotentiale im
Einzelfall nicht aus. Zunächst wird es
darum gehen, dieses Angebot nach
Möglichkeit auf dem heutigen Stand zu
halten und gemeinsam mit der Stadt
eine hierfür passende Finanzierungs-
und Organisationsstruktur zu verab-
schieden. Wünsche nach Leistungsaus-
weitungen können bereits heute nur
durch Leistungsumschichtungen, d. h.
Kürzungen an anderer Stelle im Netz
realisiert werden. Zur Qualitätssiche-
rung müssen wir für den ÖPNV in Wup-
pertal Standards definieren, die künftig
für alle Anbieter verbindlich sein müs-
sen. Dies fordert übrigens auch die EU-
Kommission.

DG: Welche Vorstellungen haben Sie,
die Einflußmöglichkeiten der Kommu-
nalpolitik nach Privatisierung des ÖPNV
noch aufrecht zu erhalten?

Dr. Hoffmann: Es bestehen völlig fal-
sche Erwartungen an eine Privatisie-
rung des ÖPNV. „Englische Verhältnis-
se“, bei denen einzelne Unternehmen
machen können was sie wollen, wird es
nicht geben. Das hat auch die EU-Kom-
mission inzwischen erkannt. Die Politik
wird allerdings noch mehr als bisher
Einfluss haben, da sie letztlich für die
Ausgestaltung und Finanzierung ihres
örtlichen Nahverkehrssystems verant-

wortlich wird und durch den kommen-
den Ausschreibungswettbewerb auch
Kostentransparenz geschaffen wird.
Umfang und Qualität der auszuschrei-
benden ÖPNV-Leistungen müssen vor-
gegeben werden. Die Organisation des
Wuppertaler ÖPNV-Systems unter Bei-
behaltung einer zentralen Management-
ebene wäre für eine kundenorientierte
Weiterentwicklung des Nahverkehrs in
Wuppertal der richtige Weg.

Konkurrenz bei Bus und Schwebebahn
■ Interview mit Dr. Hoffmann (ÖPNV-Management, Marketing und Verkauf bei den WSW)

Nach jahrelangen Bemühun-
gen, nicht zuletzt der Wupper-
taler GRÜNEN, wird in wenigen
Wochen die gemeinsame Un-
terbringung  obda chlo ser Frau-
en und Männer im Gebäude-
komplex Markomannenstr. 3-5
ein Ende finden.

mittelbar benachbar te Unterbringung
obdachloser Männer und Frauen hatte
u. a. immer wieder zur Folge, dass ob-
dachlose Frauen den Weg in die Mar-
komannenstraße scheuten und somit
auch eine Reihe weiterer Hilfen nicht in
erforderlichem Maße in Anspruch neh-
men konnten. Die vom Ressort Jugend-
amt und soziale Dienste gemeinsam mit
der Abteilung Wohnhilfen der Stadtver-
waltung, der Diakonie Elberfeld und
dem Sozialdienst katholischer Frauen
Barmen nach langem Gezerre inner-
halb der Stadtverwaltung entwickelten
Vorstellungen sehen neben der Einrich-
tung für Frauen in der Deweerthstraße
weitere wichtige ergänzende Maßnah-
men vor.
Für Frauen, die nicht oder nicht mehr in
der neuen Einrichtung in Elberfeld un-
tergebracht werden können, werden
weiterhin Unterkunftsmöglichkeiten auf
der Hilgershöhe zur Verfügung stehen.
Die notwendige Hilfestellung dort ist

Endlich: Dach über dem Kopf
■ Frauen erhalten eigene Notaufnahmemöglichkeit

durch die  Mitarbeiterinnen des SKF
ebenso sichergestellt wie die Unterbrin-
gung in Einrichtungen NUR für Frauen.
Weitere Änderungen der Obdachlosen-
hilfe im Hinblick auf Zuständigkeiten in-
nerhalb der Stadtverwaltung sind da-
rüber hinaus auch für die Unterbringung
und Betreuung obdachloser Männer
geplant.
Im Interesse eines umfassenden und
ausreichenden Hilfesystems begrüßen
wir ausdrücklich, dass für eine Über-
gangszeit für die Unterbringung obdach-
loser Menschen ein Teil der auf der Hil-
gershöhe für diesen Zweck bestehen-
den Unterkünfte weiterhin zur Verfügung
stehen wird.
Notwendige und von uns unterstützte
Vorhaben wie die Erweiterung der Ge-
samtschule Langerfeld und der Bau ei-
ner Sporthalle auf der Hilgershöhe wer-
den hierdurch nicht behindert, wertvol-
le Unterbringungskapazität bleibt je-
doch bis auf weiteres erhalten.

Unter der Trägerschaft der Diakonie El-
berfeld wird in der Deweerthstr. 116 eine
Einrichtung geschaffen, in der unter ei-
nem Dach obdachlosen Frauen eine
Notaufnahmemöglichkeit, dauerhaft be-
treutes Wohnen, Beratung sowie ein
Café als Tagesaufenthaltsmöglichkeit
zur Verfügung stehen werden.
Hiermit wird e in über viele Jahre beste-
hender – von nahezu allen Seiten als
unhaltbar bezeichneter – Zustand im
Helene-Stöcker-Haus beendet. Die un-

Wenn Du „DIESE GRÜNEN!“
regelmäßig lesen möchtest,

Coupon ausfüllen und an die
Grüne Ratsfraktion, Rathaus,

42269 Wuppertal schicken.

ABO
Kaffeemaschine selber kaufen

geschenkt

Der Rat der Stadt hat in der
Sitzung am 6.12.99 mit einer
Stimme Mehrheit das unsägl i-
che 49-Punkte-Programm der
CDU zur Verkehrspolitik be-
schlossen. Punkt 35 dieses Pro-
gramms, das offensichtlich auf
der irrigen Erkenntnis beruht,
dass nur AutofahrerInnen am
Verkehr in unserer Stadt teil-
nehmen,  behandelt die zeitli-
che Begrenzung  von Tempo 30
vor Schulen.

 Und dies wurde von CDU und FDP vor
dem Hintergrund steigender Unfallzah-
len, bei denen Kinder zu Schaden ge-
kommen sind, beschlossen. Auch die
anderslautenden Meinungen aller Ver-
kehrsexperten, darunter auch die der
Polizei, wurden mit der Arroganz der
Macht in den Wind geschlagen. Diese
Tempo-30-Strecken befinden sich zum
Teil auf Straßen mit bezirklicher Bedeu-
tung, müssen also in den Bezirksver-
tretungen behandelt werden. Mit großer
Freude können wir berichten, dass es
in der BV Elberfeld-West gelungen ist,
zumindest zwei der drei geplanten zeit-
lichen Begrenzungen zu verhindern. Die
CDU-Fraktion und die FDP blieben bei
ihrer Linie „Freie Fahrt für freie Bürger“,
konnten aber überstimmt werden. Dies
gelang erst nach einem überzeugenden
Redebeitrag unserer Bezirksvertreterin
Petra Lückerath, der die bislang in die-
ser Frage ähnlich autofreundlich den-
kende SPD-Fraktion zum Umdenken
gebracht hat. An den Schulen Bayreu-
therstraße und Schwarzer Weg bleibt
alles beim alten. Die Verkehrsentwick-
lung an den Schulen Nützenbergerstra-
ße werden wir ganz genau beobachten.

Tempo 30
■ Rasanter Beschluss

Ohne Namen-3 15.04.2000, 14:28 Uhr2
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1. Entschädigung von Zwang sar-
beiterInnen
Dr. Jörg Mittelsten-Scheid  von der Vor-
werk-Stiftung hält eine Rede zum The-
ma Zwangsarbeit in Wuppertal. Wir hät-
ten es begrüsst, wenn auch betroffene
ZwangsarbeiterInnen das Wort erhalten
hätten. Mittelsten-Scheid  fordert in ei-
ner die Zwangsarbeit verharmlosenden
Rede den Rat auf, aus einer Forderung
nach Beteiligung Wuppertaler Firmen
an den Entschädigungszahlungen ei-
nen Appell zu machen. Wegen dieses
reinen Appellcharakters der Anträge
können sich die GRÜNEN Stadtverord-
neten daher nur enthalten.

2. Freies Parken in Wuppertal an
den la ngen Sa msta gen vo r
Weihnachten
CDU + F.DP. wollen den Autofahr-erIn-
nen damit ein für die Wuppertaler Stadt-
kasse teures Weihnachtsgeschenk
überreichen. Verkehrsteil-nehmerInnen,

die umweltschonend Bus und Bahnen
benutzen, sollen jedoch leer ausgehen.
Der Antrag der GRÜNEN auf freie Be-
nutzung von öffentlichen Verkehrsmit-
teln an diesen Samstagen hat daher bei
den konservativen Weihnachtsmännern
und –frauen keine Chance.

3. Feuerwache Ost
Für die GRÜNEN kommt nach reiflicher
Prüfung nur der Standort Waldeckstra-
ße für den dringend benötigten Neubau
der Feuerwache Ost in Frage. Konzep-
te zum Erhalt des Gaskessels können
jetzt realistisch werden.
Gegen die PDS, bei Enthaltung der SPD
beschlossen.

4. Bürgerbefragung zur
Verkehrspoli tik
Hier wird deutlich, welches Politikver-
ständnis CDU und F.D.P. an den Tag le-
gen: erst beschließen sie im Alleingang
verkehrspolitische Maßnahmen und

Ratschronik 13.12.99
1. Peter Vorsteher wird GRÜNER
Stadtverordneter
Nach Ausscheiden von Petra Scholl
rückt Peter Vorsteher für die GRÜNEN
als Stadtverordneter in den Rat nach.
Seine Themenschwerpunkte sind die
Sozial- und Gesundhei ts- sowie die
Sportpolitik.

2. Auflösung der Thea terfusion
Mit den Stimmen von CDU und FDP
wurde die Auflösung der Theaterfusion
beschlossen. Entgegen demokrati-
schen Gepflogenheiten gab es keine
vorher ige Diskussion im Kul turaus-
schuss oder anderen Gremien.
Auch die Frage nach dem Fortbestand
des Drei-Sparten-Theaters nach Auflö-
sung der Fusion und die Frage der Fi-
nanzierung kümmerten weder CDU
noch F.D.P..
(siehe auch Artikel „Schluss mit dem
Theater?!“ auf S. 2 )

3. Antrag auf Einrichtung eines
Gesundheitsraumes
Im Vermittlungsausschuss des Bundes-
rates wurde noch über Verbot oder
Genehmigung von Gesundheitsräumen
verhandelt, da machte die  GRÜNE

Fraktion mit ihrem Antrag deutlich, dass
Drogenkranke auf einen Gesundheits-
raum in Wuppertal nicht verzichten kön-
nen, zumal auf kommunaler Ebene alle
Vorbereitungen dafür getroffen waren.
Der Rat hat einen in dem Punkt ähnlich
lautenden Antrag der F.D.P. beschlos-
sen.

4. Antrag „Kinderfreundlichkeit“
Um Kinderfreundlichkeit für alle Res-
sorts als Querschnittsthema zu veran-
kern, stellte die Fraktion den Antrag
„Kinderfreundlichkeit in Wuppertal“. Im
Bereich Stadtplanung und Bauen sind
bis jetzt Kinderinteressen kaum berück-
sichtigt. Die anderen  Fraktionen wei-
gerten sich, den Antrag „Kinderfreund-
lichkeit in Wuppertal“ im Rat zu behan-
deln und zu beschließen.

5. Wahl sachkundiger Einwohne-
rInnen
Die GRÜNEN stellten den Antrag, dass
Initiativen, Verbände und Organisatio-
nen aus den Bereichen Verkehr, Um-
welt und Denkmalpflege den städti-
schen Gremien beratend zur Seite ste-
hen sollen. Dies wurde mehrheitlich
abgelehnt. So viel zur demokratischen
Kultur im Rat.

Ratschronik 14.2.00
dann wollen sie die Wuppertalerinnen
und Wuppertaler nach ihren Vorstellun-
gen und Wünschen befragen. Anders-
herum wäre ein ordentliches Paar Schu-
he daraus geworden. Die Verkehrsbe-
fragung wird trotzdem einstimmig be-
schlossen.

5. Schillertheater
Die Fraktion der GRÜNEN beantragt,
dass der Rat der Stadt sich deutlich für
den Erhalt der Theaterfusion und des
Drei-Sparten-Theaters ausspricht. Die
anderen Fraktionen wollen dem so nicht
zustimmen.
Überweisung in den Kulturausschuss.

6. Sachkundige EinwohnerInnen
in den Gremien des Rates
Der GRÜNE Antrag, fünf Sachkundige
EinwohnerInnen pro Ausschuss zu be-
nennen wird abgelehnt. So stehen jetzt
einige engagierte Initiativen, vor allem
aus den Bereichen Frauen und Umwelt
außen vor.

1. Einbringung des Haushalts
Der Doppelhaushalt 2000/2001 wurde
von Oberbürgermeister Dr. Kremendahl
und Kämmerer Dr. Slawig eingebracht.
Die politischen Schwerpunkte des OB:
eine nachhaltige Modernisierung der
Wirtschaft, Sicherung der Zukunfts-
chancen für Kinder und Jugendliche und
die liebens- und lebenswerte Gestal-
tung der Stadt. In dieser Allgemeinheit
fand die Schwerpunktsetzung auch die
Zustimmung der GRÜNEN Fraktion.
Die jährlichen strukturellen Minusbeträ-
ge  der Stadt sollen von 59 Mio. DM

Ratschronik 31.1.00
(1999) über 49 Mio. DM (2000) bis auf
28 Mio DM (2001) verringert werden.
Für 2002 sieht der Oberbürgermeister
Wuppertal im GRÜNEN Bereich: ab die-
sem Jahr soll erstmals ein Überschuss
erwirtschaftet werden, sprich: ab 2003
soll es keine Nettoneuverschuldung
mehr geben.
Auf den ersten Blick unterscheidet sich
der Haushaltsentwurf wenig von denen
der letzten Jahre. Wir befürchten aber,
dass die neue konservative Mehrheit
uns durch ihre Haushaltsanträge die
Tränen in die Augen treiben wird.

2. Neugestaltung Döppersberg

Gastkommentar:
Keine kommunale
Gentechnik
■ Ilona Schäfer, BUND Wuppertal

Zunächst eine erfreuliche
Nachricht: Immer mehr Le-
bensmittelmärkte, darunter ei-
nige g roße Handelsketten, leh-
nen den Verkauf genmanipu-
lierter Nahrung smittel ab und
bieten statt dessen in ihren Fi-
lia len Produkte an, die mit dem
Hinweis „ohne Gentechnik“
versehen sind.

solcher Genpflanzen-Felder befinden,
gefährdet. Die Kontrolle über Freiset-
zungen ist bis jetzt nicht zufriedenstel-
lend geregelt. Denn zur Zeit gibt es
selbst auf EU-Ebene noch keine klare
Rechtsgrundlage für die Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen.
Eine Novellierung der Freisetzungsricht-
linie steht in Kürze an, da die bestehen-
de Richtlinie nach Ansicht der EU-Kom-
mission offenbar deutliche Lücken ent-
hält. Es ist jedoch nicht zu verantwor-
ten, dass der Anbau gentechnisch ver-
änderter Organismen auf der Grundla-
ge unzureichender rechtlicher Regelun-
gen genehmigt wird. Andere europäi-
sche Regierungen (z. B. England und
Frankreich) sind daher schon seit lan-
gem sehr zurückhaltend bei der Ertei-
lung von Genehmigungen für den An-
bau von Genpflanzen. Auch die Bundes-
regierung hat nun endlich im Februar
diesen Jahres ein Signal in diese Rich-
tung gesetzt: Umwelt- Landwirtschafts-
und Gesundheitsministerium sprachen
ein Vermarktungsverbot für den insek-
tenresistenten sog. „Bt-Mais“ der Firma
Novartis aus. Diese Entscheidung wird
vom BUND begrüßt, sie ist den Umwelt-
schützern aber nicht weitreichend ge-
nug. „Als nächster Schritt muss nun die
Bundesregierung davon überzeugt wer-
den, dass die Gentechnik insgesamt
einen Irrweg für die Pflanzenzüchtung
darstellt“, fordert Dan Leskien, Gentech-
nik-Experte des BUND.
Genmanipulierte Nahrung birgt ein bis-
her nicht abschätzbares Gefahrenpo-
tenzial für die VerbraucherInnen. Be-
fürchtet werden unter anderem die Ent-
wicklung neuer Allergien sowie ein er-
höhtes Risiko für AllergikerInnen, die
sich der Inhaltsstoffe von Lebensmitteln
in Zukunft immer weniger sicher sein
können. Der Einsatz von Antibiotikare-
sistenzgenen als sog. „Markergene“
beinhaltet zudem die Gefahr, dass
Krankhei tserreger zunehmend Resi-
stenzen entwickeln und damit in der
Medizin dringend benötigte Antibiotika
zur Behandlung nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. Dieses Vorgehen kann
sich für PatientInnen lebensbedrohlich
auswirken, denn die Erfahrungen aus
mikrobiologischen Labors zeigen, dass
immer häufiger hochresistente Keime
isoliert werden. Diese Entwicklung soll-
te nicht durch unnötige Genmanipula-
tionen gefördert werden!

Diese Kennzeichnung sagt aus, dass
das Produkt aus Rohstoffen hergestellt
wurde, die keine nachweisbaren gen-
technischen Veränderungen aufweisen.
Im Klartext heißt das, schon die land-
wirtschaftlichen Flächen, auf denen die-
se Rohstoffe angebaut werden, müssen
frei von Gentechnik sein – und sollten
es auch in Zukunft bleiben.
Um das zu gewährleisten hat der BUND
(Bund für Umwelt- und Naturschutz
Deutschland) eine bundesweite Aktion
gegen Gentechnik in der Landwirtschaft
gestartet. Sie heißt „Keine Gentechnik
auf kommunalen Flächen“ und soll die
KommunalpolitikerInnen in Städten und
Gemeinden ansprechen. Ziel der Akti-
on ist, dass sich möglichst viele Kom-
munen gegen den Anbau gentechnisch
veränderter Pflanzen auf ihren Flächen
aussprechen und in ihren Parlamenten
entsprechende Beschlüsse fassen. Die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
beteiligt sich ebenfalls an der Aktion; ein
entsprechender Antrag wird im April im
Stadtrat eingebracht. Es ist unabding-
bar, dass sich unsere Stadt gegen den
Anbau gentechnisch veränderter Orga-
nismen ausspricht – zumindest auf Flä-
chen, die in ihrem Eigentum stehen.
Darüber hinaus sollte die Stadt aber
auch darauf hinwirken, dass auf land-
wirtschaftlichen Flächen in Privatbesitz
ebenfalls auf den Einsatz der Gentech-
nik verzichtet wird.
Die Freisetzung von Genpflanzen be-
deutet zum einen ein ökologisches Ri-
siko, da natürliche Gleichgewichte mög-
licherweise gestört werden. Die Folgen
solcher Freilandversuche sind bisher
nur ungenügend geklärt; fest steht je-
doch, dass Genmanipulationen auf an-
dere Pflanzen und auf andere Lebewe-
sen wie z. B. Bodenbakterien übersprin-
gen können. Damit sind auch herkömm-
liche Anbauflächen, die sich in der Nähe

Der Rat hat den Grundsatzbeschluss
zur Neugestaltung des Döppersberges
einstimmig gefasst – das größte Stadt-
entwicklungsprojekt für Wupper tal in
den letzten Jahren. Die vorangegange-
ne Planung ist GRÜNEN Ansprüchen
gerecht geworden: es gab keine gigan-
tomanischen Vorschläge und im Vorfeld
wurde ein Werkstattverfahren durchge-
führt. Klar ist: Die Fraktion Bündnis 90/
DIE GRÜNEN werden das Projekt kon-
struktiv begleiten.



Dafür. Die Grünen
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Wir blicken selbstbewusst
auf zehn Jahre erfolgrei-
cher Arbeit zurück: 1990
bis 1995 zunächst als
kreative und sachorien-
t ier te Opposit ion, sei t
1995 dann als sozial-öko-
logische Regierungspar-
tei. Die Arbeit in der Koali-
tion war nicht immer ein-
fach. Dennoch: Wir wollen
diesen Weg auch nach
dem 14. Mai konsequent
weitergehen. Nordrhein-
Westfalen braucht Grün!
Wir haben in den vergan-
genen Jahren viel erreicht,
um unser Land ökologisch
und sozial fit für die Zu-
kunft zu machen. Wir ha-
ben dem Umwelt- und vor
allem dem VerbraucherIn-
nenschutz eine neu Be-
deutung gegeben; wir ha-
ben mit der überdurch-
schnittlichen Förderung
erneuerbarer Energien ei-
nen großen Schr itt  in
Richtung Energiewende
einerseits und für tausen-

de zukunftsfähiger Ar-
beitsplätze andererseits
getan. Wir haben mit dem
Landesgleichstellungsge-
setz unsere konsequente
Frauenpolit ik durchge-
setzt und nicht zuletzt ver-
filzte Strukturen in NRW
begonnen, aufzubrechen.
Dies ist nur ein kleiner Teil
unserer Erfolge.
Aber Nordrhein-Westfalen
wird sich auch in den kom-
menden Jahren gewalti-
gen Aufgaben stellen
müssen. Priorität hat die
nach wie vor zu hohe Er-
werbslosigkeit. Kleine und
mitt lere Unternehmen so-
wie junge UnternehmerIn-
nen werden bereits ver-
stärkt gefördert, denn sie
schaffen im Vergleich die
meisten Arbeits- und Aus-
bildungsplätze.
Eff iziente Technologien
sparen Ressourcen. Sie
zu fördern bedeutet, Nord-
rhein-Westfalen zu stär-
ken und den Strukturwan-

Wir erneuern Nordrhein-Westfalen
Von unseren SpitzenkandidatInnen Bärbel Höhn und Michael Vesper

10 Jahre erfolgreiche Arbeit. Am 14. Mai 2000
stellen die Menschen in Nordrhein-Westfalen
wichtige politische Weichen: Sie haben die Wahl
zwischen politischem Stillstand einerseits und so-
zial-ökologischer Reformpolitik, die wir Grüne als
Motor der Erneuerung in der Landesregierung
initiiert haben, andererseits.

del sinnvoll zu gestalten.
Grüne a ls Reformmo to r
stärken
Unser Land darf nicht
schwarz werden. CDU-
Mehrheiten in den Kom-
munen legen eine ver-
hängnisvolle Mischung
aus Arroganz und Unfä-
higkeit an den Tag. Sie be-
treiben ökologischen als
auch sozialen Kahlschlag.
Und ein „Zukunftsmini-
ster“, der im Bundeskabi-
nett nicht einmal die stän-
digen Kürzungen der an-
geblich wichtigsten The-
men Forschung und Bil-

dung verhindern konnte,
wird unser Land nicht re-
gieren können.
Aber auch eine absolute
SPD-Mehrheit wäre ein
Rückfall in gerade über-
wundene Zeiten des lan-
despolitischen Absolutis-
mus. Wir Grünen sind der
Reformmotor in Nord-
rhein-Westfalen. Ohne
uns gäbe es politischen
Stillstand. Darum wollen
wir die erfolgreiche Arbeit,
die wir in den vergange-
nen Jahren geleistet ha-
ben, mit verstärkter Kraft
fortsetzen.

Interview
Never change
a winning team

Interview mit Joschka Fischer

Dafür: Warum sollen die
Menschen in Nordrhein-
Westfalen am 14. Mai Grün
wählen?

Joschka Fischer: Trotz aller
anfänglichen Schwierigkeiten
der rot-Grünen Koalition hat
die Düsseldorfer Landesre-
gierung eine sehr gute Arbeit
geleistet, die sich sehen las-
sen kann. Angesichts des
notwendigen und überfälligen
strukturellen Wandels, der im
größten Bundesland der Bun-
desrepublik zu leisten war,
hat die rot-Grüne Landesre-
gierung seit 1996 bewiesen,
daß rot-Grün keine Schön-
wetterveranstaltung ist, son-
dern eine politische Konstel-
lation mit großem Gestal-
tungswillen und der Fähigkeit
zu verantwortlichen Refor-
men hin zu einer sozialen und
ökologisch ausgerichteten
Zukunft. Und dazu haben ge-
rade die nordrheinwestfäli-
schen Grünen einen unver-
zichtbaren Beitrag geleistet.
Um diesen Weg erfolgreich
weiterzugehen, empfehle ich
den Wählerinnen und Wäh-
lern in NRW, am 14. Mai
Bündnis 90/Die Grünen zu
wählen.

Dafür: In der Koalition mit der
SPD gab es auch immer eine
Menge Schwierigkeiten.
Gibt es Alternativen zu rot-
Grün ?

Joschka Fischer: Demokratie
lebt immer von Alternativen.
Die Frage ist nur, ob sie gut
für das Land und die Men-
schen in NRW sind.
Zumal wenn die Alternative
angeführt wird von Mitglie-
dern der „Jungen Garde“ Hel-
mut Kohls wie Zukunftsmini-
ster a.D. Jürgen Rüttgers
oder einem „Ich-würde-wenn-
ich-wüßte-dass-ich-könnte“
Jürgen Möllemann mit seiner
jüngsten nachgeradezu gro-
tesk anmutenden Selbstin-
szenierung als Gralshüter
und Hort der Erneuerung.
Was ist an Möllemann eigent-
lich neu? Da halte ich es doch
lieber mit unseren amerikani-
schen Freunden: „Never
change a winning team!“

Bilanz
Anderhalb Jahre
rot-Grün im
Bund

Eine Zwischenbi la nz von
Jürgen Trittin

Mit der Bundestagswahl ha-
ben die Wählerinnen und
Wähler die soziale und öko-
logische Modernisierung ein-
gefordert. Wir setzen dieses
Votum Schritt für Schritt um.
Mehr Steuergerechtigkeit
Wir entlasten mit unserer
Steuerreform die kleinen und
mittleren Einkommen, vor al-
lem Familien mit Kindern.
Das wird gegenfinanziert mit
dem Streichen von Steuer-
schlupflöchern für Konzerne
und Großunternehmen.
Das Kindergeld wurde um 50
DM erhöht und wir haben
durchgesetzt, dass die Erhö-
hung auch den Familien zu-
kommt, die Sozialhilfe bezie-
hen.
Rund 200.000 Arbeitslose
weniger im ersten Jahr rot-
Grün – das ist noch nicht ge-
nug, aber wir haben den
Trend umgekehrt. Und von

unserem Programm gegen
Jugendarbeitslosigkeit haben
schon weit über 200.000 Ju-
gendliche profitiert.
Ohne die Grünen hätte es
kein modernisiertes Staats-
bürgerschaftsrecht und keine
ökologisch-soziale Steuerre-
form gegeben.
Energiewende eingeleitet
Wir haben ein Programm für
erneuerbare Energien im
Umfang von gut 1 Mrd DM.
aufgelegt. Das neue Erneu-
erbare Energien Gesetz
schafft mit einer kostenorien-
tierten Einspeisevergütung
(99 Pf/KWh für Solarstrom)
Investitionssicherheit und -
anreize für Betreiber von
Photovoltaikanlagen und
Windmüller und bezieht erst-
mals auch die Biomasse in
die Einspeisevergütung mit
ein. Die Grünen Erfolge sind
gerade hier unübersehbar.

Wir Grünen in NRW haben
uns besonders dafür ein-
gesetzt, die Gründungsof-
fensive „GO!“ auch an der
Zielgruppe der Frauen
auszurichten. Frauen wa-
ren paritätisch in der Wer-
bekampagne vertreten. Es
wurde ein Existenzgründe-
rinnenprogramm aufge-
legt, welches die spezifi-
sche Situation von Frauen
bei der Gründung besser
berücksichtigt als das her-
kömmliche Zinsverbilli-
gungsprogramm, und das
mit jährlich fünf Millionen
Mark ausgestattet wird. Da

Frauen überproportional
im sozialen Bereich und im
Di ens tl eis tungssek tor

Existenzgründerinnen fördern
Mehr Frauen in die Selbstständigkeit durch differenzierte Maßnahmen

gründen, schaffte die Lan-
desregierung für Frauen
das Mindestinvestitionsvo-
lumen ab. Frauen können
ihre Kredite im Rahmen
des Landesprogramms mit
einer Bürgschaft des Lan-
des sichern lassen. So
konnte der Anteil von
Frauen bei den Gründun-

Das Recht auf eigenständige Existenzsicherung
für alle Frauen ist zentraler Bestandteil grüner
Programmatik. Nach wie vor waren und sind
konkrete, differenzierte Maßnahmen zur Über-
windung der Benachteiligung von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt notwendig.

gen von 27% 1996 auf
31% 1998 gesteigert wer-
den. Selbstständigkeit ist
eine Alternative für Frauen,
die auch in Zukunft weiter
unterstützt werden muss.
Junge, hochqualifizierte,
f lexible, ungebundene
Frauen haben gute Chan-
cen, sich z.B. im Medien-,
Informations- und Komm-
unikations-Bereich eine
eigenständige Existenz
aufzubauen. Damit aber
auch Frauen mit Fami-
lienpflichten den Schritt
in die Selbständigkeit
wagen, wollen wir auch ih-
nen den Zugang zu den
neuen Berufen erleichtern
und die Angebote der
Beratung, der Weiter-
bildung und des „Coa-
chings“ von Frauen ver-
stärken.

Erneuerbare Energien
und Klimaschutz

Moderation: Petra Lückerath

Montag  10. April 2000, 20 Uhr
im InterCityHotel Wuppertal

Döppersberg 50

Jürgen Trittin
Bundesumweltminister

Dr. H.E. Ott
kommissarischer Leiter der Abt.
Klimapolitik / Wuppertal-Institut

Ohne Namen-5 15.04.2000, 14:30 Uhr2



Unsere KandidatInnen zur Landtagswahl

Wahlkreis 35
Ich bin 48 Jahre alt, habe einen
23-jährigen Adoptivsohn und bin
von Beruf Lehrerin. Seit 1995 bin
ich für die Grünen – und natür-
lich für Wuppertal – Landtagsab-
geordnete.
Im Landtag habe ich mich beson-
ders den Themen Bürgerrechte
und Bildung zugewandt. Dabei
liegt ein Schwerpunkt meiner Ar-
beit in der Migrationpolitik. Als
Vorsitzende des Ausschusses
für Migrationangelegenhei ten
konnte ich eine Vielzahl von lan-
despolitischen Initiativen ansto-
ßen und gestalten, die NRW zum
Vorreiter in der Migrationpolitik in
der BRD gemacht haben. Dazu
zählen beispielsweise der Ein-
stieg in die aktive Antidiskriminie-
rungspolitik, die gezielte Förde-
rung von Möglichkeiten demo-
kratischer Teilhabe von Migran-
tInnen sowie der  Aufbau des
Landeszentrums für Zuwande-

rung. Vorrangig ging und geht es
mir dabei um den Grundsatz der
Gleichberechtigung. Einwande-
rInnen sind keine Gäste, sondern
gehören voll und ganz zu unse-
rer Gesel lschaft. Asylrecht ist
Menschenrecht. Abschiebehaft
lehne ich prinzipiell ab.
Als rechtspolitische Sprecherin
der grünen Landtagsfraktion und
als Mitg lied des Rechtsaus-
schusses sowie der Vollzugs-
kommission kämpfe ich um die
Sicherstellung eines qualifizier-
ten Behandlungsvol lzugs in
NRW. Dank meines langjährigen
persönlichen Engagements in
Justizvollzugsanstalten und des
damit verbundenen Einblicks in
die speziel le Problematik des
Strafvollzugs konnte ich mich
sowohl für die Belange der Ge-
fangenen als auch der Justizbe-
diensteten gleichermaßen ein-
setzen. Die Verhinderung der ge-
planten Teilprivatisierung des
Strafvollzugs war hierbei einer

der wesentlichen Punkte.
Ein besonderes Anliegen ist mir
die Förderung von Haftalternati-
ven. Das in Folge meiner Initiati-
ve in NRW entwickelte Angebot
des Täter -Opfer-Ausgle ichs
(TOA) gilt heute als bundesweit
führend. In Wuppertal konnten
wir neben e inem TOA-Projekt
auch ein erfolgreiches Projekt
„gemeinnützige Arbeit statt  Er-
satzfreiheitsstrafe“ realisieren.
Ein weiterer Schwerpunkt mei-
ner  po litischen Arbei t ist die
Schul- und Bildungspolitik. Als
Mitglied des Ausschusses für
Schule und Weiterbildung habe
ich mich insbesondere für Ver-
besserungen der Ausstattung
unserer Schulen z.B. mit moder-
nen Medien eingesetzt. Auf In-
itiative von uns grünen Bildungs-
politkerInnen sind 2.600 zusätz-
liche LehrerInnenstellen in NRW
geschaffen worden. Ein Thema,
das bislang in der Schulpolitik
unterschätzt wird, ist die Förde-
rung von Eigenverantwortlich-
keit.
Schließlich ergibt sich als Syn-
these der dargestellten Schwer-
punkte meiner Arbeit, dass Kin-
der und Jugendliche aus Migran-
tenfamilien gleiche Chancen in
der Schule und beim Übergang
in den Beruf erhalten müssen. In
all diesen Politikfeldern habe ich
die Erfahrung gemacht, dass
man mit konsequent emanzipa-
torischen Grundpositionen - ge-
paart mit der nötigen Kompro-
missbere i tschaft –  auch in
schwierigen Politikfeldern be-
achtliche grüne Erfolge erzielen
kann.
Ich werbe um Ihre Stimme, um
diese erfolgreiche Arbeit fortset-
zen zu können.
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1958 in Wuppertal geboren, ver-
heiratet, zwei Söhne (10 und 15
Jahre). Seit 1995 Mitarbeiterin in
der Landtagsfraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen. Seit 1990 en-
gagiertes Parteimitglied in unter-
schiedlichen Funktionen z.Zt.
Bezirksvertreterin und Mitglied in
den Ausschüssen für Kultur und
Stadtmarketing.
Meine kommunalen Arbei ts-
schwerpunkte sind Kultur- und
Frauenpolitik und die Denkmal-
pflege, Bereiche, in denen die
Landespolitik eine wichtige Rol-
le spielt. Weitere Schwerpunkte
sind für mich der verantwortliche
Umgang mit Ressourcen, der
Umweltschutz und der konse-
quente Schutz von Verbrauche-
rInnen. Über  diese Themen-
schwerpunkte hinaus möchte ich
mich im Landtag natürlich beson-
ders für die Interessen Wupper-
tals einsetzen.

Der gesellschaftlichen Bedeu-
tung von Kultur muss die Politik
stärker als bisher gerecht wer-
den. In den finanzschwachen
Kommunen droht ein kultureller
Kahlschlag: die B ibl io theken
schließen ihre Außenstellen und
die Musikschulen schränken ihre
Angebote drastisch ein. Die oh-
nehin unzureichenden Mittel für
die freie Kulturarbeit schrumpfen
und den Stadttheatern droht der
Gastspielbetrieb oder die Priva-
tisierung, vorangetrieben von
den neuen konservativen Mehr-
heiten in den Städten. Als aktu-
elle Beispiele seien hier Köln und
Wupper tal genannt. Dies aber
läuft auf gefällige Spie lstätten
hinaus. Subventioniertes Theater
so l l Raum für  Innovationen
schaffen und neue Sichtweisen
ermöglichen. Bündnis 90/Die
Grünen wollen die Verantwor-
tung des Landes in der Kultur-
politik weiterentwickeln.
In der Frauenpolitik haben die

Grünen Fortschritte gegen die
beharrenden Kräfte der SPD
durchgesetzt. Das nach zähem
Ringen verabschiedete Landes-
gleichstellungsgesetz ist im Bun-
desvergleich vorbildlich, muss
jetzt aber mit Leben gefüllt wer-
den. So muss sich beispielswei-
se dringend ändern, dass der
einzige Mann an den meisten
Grundschulen im Land der
Schullei ter ist. Wir wollen der
Wirtschaft Anreize geben, in den
Betrieben aktiv Frauenförderung
zu betreiben. Die gleichberech-
tigte Teilhabe von Frauen und ihr
Recht auf Selbstbestimmung
müssen endlich selbstverständ-
lich werden. Deshalb wollen wir
unsere selbstbewusste Frauen-
politik konsequent fortsetzen.
Beim Thema „Umgang mit Res-
sourcen“ gilt: Wir haben die Erde
von unseren Kindern nur ge-
borgt. Ziel ist es, auf allen Poli-
tikfeldern sicherzustellen, dass
die jetzige Generation nicht auf
Kosten der folgenden lebt. Das
verpflichtet uns, mit Ressourcen
sparsam umzugehen und effizi-
ent zu nutzen. Wir setzen uns für
intelligente Lösungen ein, um
den Verbrauch endlicher Res-
sourcen wie der fossilen Energie-
träger Kohle, Öl und Gas und
zugleich den Ausstoß von
Schadstoffen wie des klima-
schädlichen Kohlendioxids zu
verringern. Bündnis 90/Die Grü-
nen haben dem Verbraucher-
schutz eine neue Bedeutung
gegeben. BSE bei Rindern und
Dioxine in Geflügel hatten eine
gemeinsame Ursache: die Fut-
termittel. Die VerbraucherInnen
wollen gesunde Nahrungsmittel
von  Qualität, deshalb kämpfen
wir für artgerechte Tierhaltung,
natürliche Fütterung, regionale u.
ökologisch erzeugte Produkte.
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Kandidatin im Wahlkre is 38,
Wuppertal IV / Solingen I, 40
Jahre, Diplombiologin. Sei t
sechs Jahren aktiv bei den Grü-
nen.
Für eine bessere regionale Ver-
netzung, Gesundheits- und So-
zialpolitik Die Welt hört nicht an
der Stadtgrenze auf. Wirtschafts-
politik, Kultur, Nahverkehr oder
Landschaftsschutz wirken weiter.
Als Beispiel sei das von Solin-
gen geplante Gewerbe in Piep-
ersberg genannt. Von den Folgen
auf Straßenverkehr und Umwelt
sind Solinger und Wuppertaler
Menschen betroffen.
Im Medienbereich, den Informa-
tions-technologien oder den Ge-
sundheitsberufen gibt es zu-
kunftsorientierte Arbeitsplätze.
Wir wollen im „bergischen Mitein-
ander“  die dafür notwendigen
Qualifikationen ermöglichen.
Mein Engagement: Die Gesund-
heitspolitik.
Gesundheit fängt bei den Le-
bensverhältnissen an. Darüber
hinaus stehe ich klar für  das
Recht aller Menschen auf eine
ausreichende gesundhei tliche
Versorgung. Was nötig und sinn-
voll ist, muss - unabhängig von
Einkommen und sozialem Status
- gewährleistet werden.
Über eine Wertschöpfungsabga-
be und eine steigende Zahl der
Beitragspflichtigen ist dies lang-
fristig auch ohne gravierende
zusätzliche Belastung der einzel-
nen Versicherten möglich. Ein
Abschied von der solidarischen
Krankenversicherung kommt für
mich ebenso wenig in Betracht
wie ein reduzierter  Versiche-
rungsschutz.
Was will ich in NRW bewirken?

Es sind unsichere Zei ten für
Krankenhäuser: In immer weni-
ger Kliniken mit immer weniger
Ressourcen sollen immer mehr
Menschen immer besser behan-
delt werden. Ich will ausreichen-
de Angebote in der Region! Dazu
gehört auch ein von allen getra-
gener Strukturwandel – z. B. zu
Gesundheitszentren.
Ich werde mich für innovative
Gesundheitskonferenzen in den
Kommunen einsetzen. Deren
Aufgabe ist, zu erarbeiten, wie
den besonders schwerwiegen-
den gesundheitlichen Problemen
im Vor feld  begegnet werden
kann.
Eine wesentliche Aufgabe für die
Region sehe ich in der Sicherung
der psychiatrischen Versorgung
von Kindern und Jugendlichen
und der qualifizierten Behand-
lung von HIV oder Hepatitis C In-
fizierten.
Soziale Netze knüpfen:

Arbeit bezahlen statt Arbeitslo-
sigkeit! Mein Ziel sind individu-
elle Quali fizierungs- und Be-
schäftigungsmaßnahmen. Dabei
muss auf die verschiedenen Vor-
aussetzungen eingegangen wer-
den. Qualifizierung soll arbeits-
technische wie soziale Fähigkei-
ten fördern.
Den Menschen, die nicht mehr
auf dem marktwirtschaftlich be-
stimmten Arbeitsmarkt bestehen
können, will ich langfristig einen
Arbeitsplatz in einem sinnvollen
zweiten Arbeitsmarkt sichern. Ei-
nen Zwang zu gemeinnütziger
Arbeit darf es nicht geben. Mein
Einsatz gilt ebenso den Belan-
gen der Menschen, die auf so-
ziale oder pflegerische Unterstüt-
zung angewiesen sind, Behin-
derten und Menschen, die in
NRW Zuflucht gesucht haben.
Alle haben Recht auf ein selbst-
bestimmtes Leben und Teilhabe
an unserer Gesellschaft.
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Ich bin 24 Jahre alt und gelern-
ter Sozialversicherungsfachan-
gestellter. Seit 1999 studiere ich
an der Bergischen Universität
Sozialwissen-schaften.Im Janu-
ar letzten Jahres war ich Mitbe-
gründer  von MAMBA – Junge
Grüne Wuppertal, Jung, giftig
und grün. Wir unterstützen seit-
dem die Wahlkämpfe mit kriti-
schen Plakaten und gründeten
Arbei tsgemeinschaften be i -
spielsweise zum Thema Agenda
21 und Demokratie. Ich initiierte
das Schulprojekt “Demokratie”,
mit dem ich junge Menschen von
grüner Politik begeistern möch-
te. Als Delegierter vertrete ich
den Kreisverband Wuppertal seit
1999 auf Landesebene.
Ich streite für eine integrierende
Kinder- und Jugendpolitik sowie
eine aufgeklärte  Schul - und
Hochschulpolitik.
Eine qualitative Kinderbetreuung
benötigt ein integriertes Gesamt-
konzept vom Kleinkind- bis zum
Jugendalter. Dies kann durch
demokratische Ausgestaltung
des Kindergartengesetzes, ver-
besserte Erzieher Innenausbil -
dung sowie ganztägige und fle-
xiblere Angebote begonnen wer-
den. Kinder und Jugendliche sol-
len künftig in  unserer Gesell -
schaft Verantwortung überneh-
men. Dazu gehört für mich mehr
demokratische Mitbestimmung
und die Möglichkeit, diese auch
praktisch zu lernen. Grüne sagen
nein zu plumpen Versuchen von
PolitikerInnen “rechtes Denken”
in Deutschland wieder salonfä-
hig zu machen. Wir brauchen
keine Sündenböcke für die jah-
relange asoziale Arbeits-, Migra-
tions- und Wirtschaftspolitik auf

Bundesebene. Ich setze mich für
eine effektive Bekämpfung der
Jungenderwerbslosigkeit ein.
Diese muss notfalls durch struk-
turelle Mittel eingedämmt wer-
den.
Um Kindern und Jugendlichen
die Chance zu geben, sich kri-
tisch mit ihrer Zukunft in berufli-
cher und gesellschaftlicher Hin-
sicht auseinander zu setzen, sol-
len Medienkompetenzen geför-
dert und soziales Verhalten er-
lernt werden. Ein Fach wie “Ethik”
beziehungsweise “praktische
Philosophie” stärkt junge Men-
schen und somit letztlich unsere
Gesellschaft.
Kinder und Jugendliche wollen
endlich eine faire Möglichkeit er-
halten, mobil zu sein. Unser -
“Schülerticket NRW” soll wie das
Semesterticket preisgünstig an-
geboten werden.
Der Quali tätspakt zur  Hoch-
schulreform bedarf einer kriti-

schen Begleitung. Die Gesell-
schafts- und Geisteswissen-
schaften dürfen nicht durch rein
quantitative Bewertungskriterien
ins Abseits gedrängt werden. Ich
streite für die Demokratisierung
der Gremien zu Gunsten von
StudentInnen. Der gesellschaft-
liche Dialog über die Gefahren
der Gen- und Reproduktions-
technik muss endlich geführt
werden, damit sich nicht letztlich
wirtschaftliche Interessen über
die Anliegen von uns BürgerIn-
nenn stellen.

Kontakt:
Email: sven.schmidt@wtal.de
Homepage:
www.gruene-wuppertal.de
www.mamba-wuppertal.de
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